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 Kleine Anfrage
 der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl, Cornelia Behm, Sven-Christian Kindler,
 Harald Ebner, Hans-Josef Fell, Bärbel Höhn, Oliver Krischer, Stephan Kühn,
 Undine Kurth (Quedlinburg), Ingrid Nestle, Friedrich Ostendorff,
 Dr. Hermann E. Ott, Dorothea Steiner, Markus Tressel, Daniela Wagner
 und der Fraktion BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN

 Atomkraftwerk Rheinsberg – Rückbau und atomare Abfälle

 Auf  dem  Gebiet  der  ehemaligen  DDR  waren  zwei  Atomkraftwerke  in  Betrieb.
 Beide  Standorte,  Greifswald  und  Rheinsberg,  wurden  aus  Sicherheitsgründen
 Anfang  der  90er-Jahre  stillgelegt.  Danach  begann  der  Rückbau,  der  bis  heute
 nicht  abgeschlossen  ist.  Dieser  lange  Zeitraum  des  Rückbaus  zeigt,  dass  Atom-
 kraftwerke  auch  viele  Jahre  nach  ihrer  Stilllegung  eine  große  Herausforderung
 darstellen  und  von  ihnen  noch  lange  Zeit  Gefahren  ausgehen  können.  Der
 Rückbau  und  die  Entsorgung  radioaktiven  Materials  vom  gesamten  Gelände,
 einschließlich  kontaminierter  Baustoffe,  Maschinen,  Erdmassen  und  sonstiger
 Reststoffe  bilden  ein  eigenes  Kapitel  in  der  Geschichte  der  zivilen  Kernkraft-
 nutzung,  das  mit  gewaltigen  wissenschaftlichen,  technologischen  und  logis-
 tischen Aufgaben und hohen Kosten verbunden ist.

 Das  Atomkraftwerk  (AKW)  Rheinsberg  ist  ein  Betriebsteil  der  Energiewerke
 Nord  GmbH  (EWN),  deren  alleiniger  Gesellschafter  das  Bundesministerium
 der Finanzen (BMF) ist.

 Wir fragen daher die Bundesregierung:

 1.  Welchen  Stand  hat  der  Rückbau  des  AKW  Rheinsberg  einschließlich  der
 Entsorgung  kontaminierter  Gebäudeteile,  des  Lagers  für  feste  und  flüssige
 radioaktive  Stoffe,  des  Bodens,  des  Grundwassers  und  sonstigen  radioakti-
 ven Materials erreicht?

 2.  Bis  wann  wird  der  vollständige  Rückbau  abgeschlossen  sein,  und  welche
 ehemaligen  Werksbestandteile  unterliegen  nicht  oder  nicht  mehr  atomrecht-
 lichen Vorschriften wie z.  B. der Strahlenschutzverordnung?

 3.  Welche  Zeitspanne  wird  dabei  jeweils  für  welche  Teilprojekte  des  Rückbaus
 angesetzt (bitte mit Angabe der Aktualität des Ansatzes)?

 4.  Von  wann  stammt  der  letzte  umfassende  Sachstands-  und  Projektbericht
 zum AKW-Rheinsberg-Rückbauprojekt, und von wem wurde er erstellt?

 Ist eine Aktualisierung vorgesehen, und falls ja, bis wann?

 Bezieht  sich  die  Bundesregierung  bei  ihren  zeitlichen  Prognosen  in  der  Ant-
 wort  zu  Frage  2  auf  diesen  Projektbericht,  oder  auf  welche  andere  Grundlage
 von wann?
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5.  Welche  Mengen  radioaktiven  Materials  lagern  derzeit  noch  in  Rheinsberg,
 und um was handelt es sich dabei?

 6.  Wohin  sollen  die  bislang  in  Rheinsberg  lagernden  Abfälle  entsorgt  werden?

 Gibt  es  für  entsprechende  Transporte  bereits  Planungen,  und  bis  zu  wel-
 chem Zeitpunkt soll die Entsorgung abgeschlossen sein?

 7.  Hat  die  Bundesregierung  Hinweise  darauf,  dass  die  Kapazitäten  im  Zwi-
 schenlager  Nord  für  die  noch  aus  Rheinsberg  anstehenden  radioaktiven
 Abfälle nicht ausreichen könnten?

 8.  Welche  Kosten  trug  der  Bund  bisher  für  den  Rückbau  des  AKW  Rheins-
 berg,  und  aus  welchen  Einzelplänen  wurde  der  Rückbau  finanziert  (bitte
 titelscharf nach Jahren aufschlüsseln)?

 9.  Welche  Gesamtkosten  erwartet  die  Bundesregierung  für  den  Rückbau,  und
 worin  liegen  die  Ursachen  für  etwaige  Differenzen  zu  der  Kostenschätzung
 aus dem Jahr 1995 in Höhe von 420 Mio. Euro?

 10.  Von  wann  stammt  die  letzte  Projektkostenschätzung  des  AKW-Rheins-
 berg-Rückbauprojekts,  und  welche  wesentlichen  Kostenpositionen  in  wel-
 cher Höhe enthält sie?

 Von  wem  wurde  sie  erstellt,  und  liegt  sie  dem  BMF  und  dem  Bundesminis-
 terium  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  (BMU)  vor?

 11.  Werden  durch  den  Rückbau  des  AKW  Rheinsberg  Kosten  auf  das  Land
 Brandenburg zukommen?

 Falls ja, welche, und in welchem Zeitraum?

 12.  In  welchen  Jahren  hat  sich  der  Bundesrechnungshof  mit  welchen  wesent-
 lichen  inhaltlichen  Ergebnissen  mit  dem  AKW-Rheinsberg-Rückbau  be-
 schäftigt?

 13.  Wie  viele  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  sind  derzeit  im  AKW  Rheins-
 berg  beschäftigt,  und  welche  Beschäftigungsangebote  sind  anschließend
 geplant?

 14.  Sind  nur  die  EWN  mit  dem  AKW-Rheinsberg-Rückbau  beschäftigt,  oder
 welche  anderen  Unternehmen  waren  dies  noch,  sind  dies  noch  und  werden
 dies  voraussichtlich  noch  sein  (bitte  mit  Angabe  des  betreffenden  Zeit-
 raums)?

 15.  Welche  Aufträge  in  welcher  Höhe  wurden  im  Rahmen  des  AKW-Rheins-
 berg-Rückbaus wann an welche Fremdfirmen vergeben?

 Wurden  sie  von  den  EWN  oder  von  wem  vergeben,  und  erfolgte  die  Ver-
 gabe  im  Rahmen  von  Ausschreibungen  oder  freihändig  (falls  letzteres,
 bitte mit Begründung)?

 16.  Welche  Teilgenehmigungen  für  den  AKW-Rheinsberg-Rückbau  welchen
 Datums gibt es?

 17.  Welche  Stellungnahmen  des  BMU  welchen  Datums  gibt  es  zu  welchen
 Teilgenehmigungen  für  den  AKW-Rheinsberg-Rückbau  bzw.  diesbezüg-
 lichen Genehmigungsentwürfen?

 18.  Wie  hoch  ist  die  derzeitige  Strahlenbelastung  auf  dem  Gelände,  und  auf
 welcher Stichprobengröße basiert die Umgebungsüberwachung?

 19.  Gibt  es  eine  radiologische  Charakterisierung  der  Gesamtanlage  (Kontami-
 nationskataster)?

 Von wem und von wann stammt sie?
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20.  Welche  Erkenntnisse  hinsichtlich  Geschwindigkeit  und  Fließrichtung  des
 Grundwassers  am  Standort  Rheinsberg  hat  die  Bundesregierung,  und
 welche  Erkenntnisse  hat  sie  hinsichtlich  der  durch  das  AKW  Rheinsberg
 verursachten Grundwasserkontamination?

 21.  Wurden  im  Zuge  des  AKW-Rheinsberg-Rückbaus  kontaminierte  Erdmas-
 sen vom Standort Rheinsberg verbracht?

 Falls ja, welche Mengen in welchem Zeitraum?

 Wie  und  wohin  erfolgte  die  Entsorgung  der  –  zum  Teil  auch  nur  gering-
 fügig  –  kontaminierten  Erdmassen,  und  wurde  dabei  sichergestellt,  dass
 das  für  Abfälle  allgemein  geltende  Vermischungsverbot  eingehalten
 wurde?

 22.  Ist  die  Druckleitung  vom  AKW-Gelände  zur  Havel,  die  eigens  gebaut
 wurde,  um  kontaminiertes  Grundwasser  in  die  Havel  zu  pumpen  und  unter-
 halb  der  Grenzwerte  verdünnt  einzuleiten,  inzwischen  komplett  rückgebaut
 und entsorgt?

 23.  Wann  wurde  die  Druckleitung  gebaut,  welchen  Verlauf  hatte  sie,  und  wo
 mündete sie in die Havel oder ggf. andere Gewässer?

 24.  Wie lange war diese Druckleitung in Betrieb?

 25.  Welche  Kenntnisse  hat  die  Bundesregierung  über  den  Betrieb  dieser
 Druckleitung  einschließlich  der  Daten  zu  Qualität  und  Menge  des  eingelei-
 teten Wassers?

 26.  Besteht  eine  Gefährdung  des  Grundwassers  durch  Anlagen,  die  während
 der  Betriebszeit  des  Kraftwerkes  zur  Wasseraufbewahrung  genutzt  wur-
 den?

 27.  Erfolgt  der  Rückbau  des  AKW  Rheinsberg  wie  angekündigt  bis  auf  das
 Stadium der „Grünen Wiese“?

 Falls nicht, welches Nachnutzungskonzept ist für das Gelände geplant?

 28.  Für  welche  Gebäude,  Gebäudeteile  und  Anlagenteile  ist  nach  derzeitigem
 Stand eine Freimessung geplant und bis wann?

 29.  Wird  der  Vorschlag  der  Technischen  Hochschule  Wildau,  auf  dem  AKW-
 Gelände  ein  Kompetenzzentrum  für  Klimafolgenanpassung  zu  errichten,
 weiterverfolgt,  und  wenn  ja,  wie  gestalten  sich  Aufgaben  und  Ziele,  Aus-
 stattung und Finanzierung eines solchen Kompetenzzentrums?

 30.  Ist  eine  Eingliederung  der  Fläche  in  das  Naturschutzgebiet  „Stechlin“  ge-
 plant?

 Berlin, den 17. Oktober 2011

 Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion
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